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Inhalt:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung zur Einrichtung der ,Serviceeinheit Jugend,

Wenn Kosten entstehen:

Kosten

2016: 4.853,71 €
2017:9.707,43 €

Produktkonto
36010

Haushaltsjahr
ab 2016

X

Mittel stehen zur Verfi-
gung

I:' Mittel stehen nicht zur Verfiigung

|:| Mittel stehen nur in folgender Héhe
zur Verfugung:

€

Deckungsvorschlag:

Beschlussvorschlag:

Der Landrat wird ermachtigt, fir den Landkreis Uckermark die anliegende Offentlich-
rechtliche Vereinbarung zur Einrichtung der ,Serviceeinheit Jugend® mit den dort genannten

Landkreisen und kreisfreien Stadten abzuschlief3en.

gez. Dietmar Schulze

Landrat
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Begrindung:

Ausgangslage: Projekt zur gemeinsamen Datenerfassung fir Leistungen nach dem SGB VI

Aufgrund der seit 2007 bestehenden, erfolgreichen Zusammenarbeit der 6rtlichen Sozialhilfe-
trager in den Bereichen SGB XI und SGB XII bestand der Wunsch, eine Zusammenarbeit
auch im Bereich der Jugendhilfe zu praktizieren.

Als Ergebnis eines Abstimmungsprozesses mit den Landkreisen, kreisfreien Stadten und den
kommunalen Spitzenverbanden haben sich alle 18 Landkreise und kreisfreien Stadte in
Brandenburg fir ein gemeinsames Projekt zur ,Datenerfassung fir Leistungen nach dem
SGB VIII* entschieden (Projektstart 01.07.2013). Mit der Durchfuhrung wurde der Landkreis
Spree-NeilRe beauftragt. Das Projekt wurde zunéchst auf drei Jahre befristet und endet
planméafig am 30.06.2016.

Als Ziel wurde festgelegt, die Steuerungsmaglichkeiten der Aufgabenbereiche der Jugendhil-
fe durch die Landkreise und kreisfreien Stadte mit Hilfe einer gemeinsamen Datenbasis zu
verbessern. Die Umsetzung des Projekts erfolgt in enger Begleitung durch die kommunalen
Spitzenverbéande Brandenburgs.

Bisherige Ergebnisse der kommunalen Zusammenarbeit

Seit 2013 erheben alle Landkreise und kreisfreien Stadte im Land Brandenburg ein umfang-
reiches Datenmaterial zu Strukturdaten, Fallzahlen und Kosten. Die interkommunale Aufbe-
reitung der Daten wird von den Jugendamtern als Mehrwert fur ihre Aufgabenerfillung ange-
sehen, um datengestitzte Erkenntnisse Gber Jugendhilfeentwicklungen zu erhalten.

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt besteht im Aufbau einer Einrichtungs- und Leistungsbank, in
der die stationdren und teilstationaren Angebote der Jugendhilfe erfasst werden. Die Daten-
bank kann als Arbeitsinstrument fur die Bearbeitung von Leistungs-, Entgelt- und Qualitats-
entwicklungsvereinbarungen herangezogen werden und soll zukinftig ebenso die Wahl der
geeigneten Einrichtung bei der Hilfeplanung unterstitzen.

Die Steuerung der Projektarbeit und die Verabredung gemeinsamer Aufgabenstellungen er-
folgt in den viermal jahrlich stattfindenden Sitzungen der Standigen Projektgruppe, in der alle
Landkreise und kreisfreien Stadte durch die jeweils zustandigen Dezernenten/ Beigeordneten
bzw. Fachbereichsleiter/ Amtsleiter vertreten sind.

Zuklnftige gemeinsame Aufgabenwahrnehmung auf Basis einer 6ffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung

Alle Landkreise und kreisfreien Stadte im Land Brandenburg wollen aufgrund der positiven
Erfahrungen die Zusammenarbeit mindestens mit den bisherigen Aufgaben dauerhaft weiter-
fuhren. Um dies umzusetzen, soll ab 01.07.2016 eine auf Dauer angelegte offentlich-
rechtliche Vereinbarung mit allen értlichen Jugendhilfetrdgern als Vertragspartner geschlos-
sen werden (Anlage 1).

In Folge ausfuhrlicher Abstimmungsprozesse, in denen die kommunalen Spitzenverbande

eingebunden waren, haben die Vertreter aller Landkreise und kreisfreien Stadte in ihrer Sit-
zung am 08.12.2015 die vorliegende Fassung einvernehmlich beschlossen.
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Die Vereinbarung wird zeitlich parallel in einheitlicher Fassung in allen Stadtverordnetenver-
sammlungen bzw. Kreistagen eingebracht.

Mit der offentlich-rechtlichen Vereinbarung Ubertragen alle 18 Landkreise und kreisfreien
Stadte im Land Brandenburg die in § 1 der Vereinbarung benannten Basisaufgaben auf den
Landkreis Spree-Neil3e:

1. Erfassen, Zusammenstellen und Vorhalten von Strukturdaten, Fallzahlen und Kosten,
sowie Organisation eines Fachaustausches fir die ortliche Steuerung des Aufgaben-
bereiches

2. Fuhren einer Einrichtungs- und Leistungsdatenbank fir den stationaren / teilstationa-
ren Bereich sowie Vorhalten und Zusammenstellen von Vergleichsdaten zu den Per-
sonal-, Sach- und Investitionskosten

3. Planung und Organisation von Sitzungen der Steuerungsgruppe Jugend, von weiteren
themenspezifischen Arbeitsgruppen und fachbezogenen Veranstaltungen

Dartber hinaus kénnen nach 8§ 2 optionale Aufgaben aus dem Bereich der Entgeltverhand-
lungen durch Abschluss einer Zusatzvereinbarung zur offentlich-rechtlichen Vereinbarung
hinzugewahlt werden. Die Kosten werden separat berechnet und anteilmafiig nur von den
Landkreisen bzw. kreisfreien Stadten zu finanzieren sein, die zusatzlich eine optionale Auf-
gabe in Anspruch nehmen.

Auch zukunftig gibt es fur die Steuerung der Projektarbeit und die Verabredung gemeinsamer
Aufgabenstellungen ein viermal jahrlich tagendes Steuerungsgremium (Steuerungsgruppe
Jugend, 8 5). In diesem sind alle Landkreise und kreisfreien Stadte durch die jeweils zustan-
digen Dezernenten/ Beigeordneten bzw. Fachbereichsleiter vertreten.

Darlber hinaus enthalt die offentlich-rechtliche Vereinbarung Regelungen zur Finanzierung
(8 6) sowie Laufzeit und Kundigung (8 7).

Finanzielle Auswirkungen

Die Finanzierung richtet sich wie bisher nach dem Anteil der Bevdlkerung des Landkreises /
der kreisfreien Stadt an der Bevolkerung des Landes Brandenburg (Daten des vorvergange-
nen Jahres, § 6).

Fiar den Landkreis Uckermark ist in 2015 ein Betrag in Hohe von 8.099,32 € angefallen (An-
lage 2). Fur 2016 liegt dieser Betrag bei 8.872,55 Euro, einschliel3lich der Kosten aus der
offentlich-rechtlichen Vereinbarung in Héhe von 4.853,72 Euro. Ab 2017 ist von einem vo-
raussichtlichen Betrag in Hohe von 9.707,43 € auszugehen. Fur 2017 und den Folgejahren
kann sich dieser Betrag an Hand der demografischen Entwicklung des Landkreises Ucker-
mark und deren Berlcksichtigung bei der Ermittlung des Kostenanteils verandern (8 6 Abs.
2, 4).

Die oben genannten Kostenbetrage ab dem 01.07.2016 beinhalten die Leistungserbringung

der Basisaufgaben im Rahmen der 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung.

Anlagenverzeichnis:

Seite 3von 4 BV/462/2016



Anlage 1 - Offentlich-rechtliche Vereinbarung ...
Anlage-2_Kostenbetrage

Seite 4 von 4 BV/462/2016



	ref_voname
	Datum
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Text1
	Text2
	Beschlußvorschlag
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt
	Anlage

